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1. Art der baulichen Nutzung

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB §§ 1 bis 11 BauNVO)

Industriegebiete

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

    (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

4. Verkehrsflächen

    (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

5. Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung

  und Versickerung von Niederschlagswasser, sowie Ablagerungen

    (§ 9 Abs. 1 Nr. 14  BauGB)

Flächen für Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung
und Versickerung von Niederschlagswasser,sowie Ablagerungen

Niederschlagswasser

Regenrückhalte- und Versickerungsbecken

6. Grünflächen

    (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Naturnahe Parkanlage

Öffentliche Grünfläche

7. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen

    zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

    (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen

8. Sonstige Planzeichen

Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden
Stoffen belastet sind. Siehe Begründung zum Bebauungsplan.
(§ 9 Abs. 5 Nr. 3 und Abs. 6 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder
Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets

2. Maß der baulichen Nutzung

    (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB §§ 16 BauNVO)

Geschoßflächenzahl

Grundflächenzahl

Die festgesetzten max. Höhen baulicher Anlagen beziehen sich auf die Höhe
in Metern über NN der obersten Gebäudekante (First, Attika) und gelten auch
für Werbeanlagen.

2,4

0,8

ü. NN
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Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans der
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9. Hinweise

Umgrenzung der Flächen, für die partizelle Bodenverunreinigungen nicht
ausgeschlossen werden können. Siehe Begründung zum Bebauungsplan

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen
besonderer Zweckbestimmung
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Maßstab  1:15.000 16/07/13

Übersichtsplan                                        M. 1:15.000

Textliche FestsetzungenPlanzeichenerklärung
1a. In den Gewerbegebieten GI1 und GI2 sind nur Anlagen und Betriebe zulässig, deren Schallleistung einen

immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (Lw“)
- von 65 dB(A) tags (zwischen 6.00 Uhr und 22.00 Uhr) und
- von 50 dB(A) nachts (zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr)

je Quadratmeter Grundstücksfläche nicht überschreitet.

b. Umverteilungen der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel dürfen vorgenommen
werden, bedürfen aber des Nachweises, dass dadurch keine Verschlechterung der Immissionssituation
eintritt.

c. Die Prüfung der Einhaltung des oben festgesetzten Geräuschkontingents erfolgt durch folgende Schritte:
- Ermittlung der Geräuschimmissionskontingente für eine Betriebsfläche an maßgeblichen Immissionsorten

durch Ausbreitungsrechnung gemäß DIN ISO 9613-2 mit hQ = 1 m, hI = 5,60 m und Cmet = 0 dB 
(Mitwind-Situation).

- Nachweis der Einhaltung der für die Betriebsfläche ermittelten Geräuschimmissionskontingente durch eine
Geräuschprognose des geplanten Betriebes nach der TA Lärm.

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (4) BauNVO)

2. Im Industriegebiet ist Einzelhandel nicht zulässig. Der Verkauf an Endverbraucher kann ausnahmsweise
zugelassen werden, wenn er nach Art und Umfang im eindeutigen Zusammenhang mit der Produktion, der
Ver- und Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur-, Dienst- und Serviceleistungen der Betriebsstätten
steht.
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (5) BauNVO)

3. Innerhalb der festgesetzten Industriegebiete sind Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und
gesundheitliche Zwecke unzulässig.
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (5) sowie § 9 (3) Nr. 2 BauNVO)

4. Die festgesetzten Höhen baulicher Anlagen beziehen sich auf die Höhe über NN der obersten Gebäudekante
(First, Attika) und gelten auch für Werbeanlagen.
(§ 9 (1) Nr. 1 und 2 BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

5. Die abweichende Bauweise entspricht der offenen Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO mit Ausnahme der
Gebäudelänge, die keiner Beschränkung unterliegt.
(§ 9 (1) Nr.2 BauGB i.V.m. § 22 (4) BauNVO)

6. Bis zum jeweiligen abschnittsweisen Weiterbau der Baurat-Köhler-Straße in den Planstraßen B und C ist am
jeweiligen Ende des zuletzt erfolgten Bauabschnittes eine Wendeanlage zulässig.
Angelegte Wendeanlagen sind sobald sie durch eine neue Wendeanlage ersetzt worden sind, zu entsiegeln
und entsprechend der im Bebauungsplan festgesetzten Art der Nutzung zu entwickeln.
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB i.V.m. § 9 (2) BauGB)

7a. Die Fläche A 1 zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist
entsprechend den Vorgaben des grünordnerischen Fachbeitrages zu einem extensiven Grünland und / oder
als Gras und Staudenflur sowie als Lebensraum für die Feldlerche und bei Bedarf in Teilbereichen für den
Feldhamster zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.
(§ 9 (1) Nr. 15 i.V.m. Nr. 20 BauGB)

b. Die Fläche A 3 zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist
entsprechend den Vorgaben des grünordnerischen Fachbeitrages zu einem extensiven Grünland und / oder
als Gras- und Staudenflur zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. Ein Teilbereich ist als Lebensraum für die
Feldlerche und bei Bedarf für den Feldhamster zu entwickeln.
(§ 9 (1) Nr. 15 i.V.m. Nr. 20 BauGB)

8. Die Fläche A 2, besondere Zweckbestimmung „Naturnahe Parkanlage“ ist entsprechend den Vorgaben des
grünordnerischen Fachbeitrages zu einem artenreichen, extensiven Grünland mit Gehölzbeständen zu
entwickeln.
(§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

9. Auf den Flächen A 4 und A 5 zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind
flächendeckend standortheimische Bäume und Sträucher anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei
Abgang zu ersetzen. Nähere Ausführungen sind dem grünordnerischen Fachbeitrag zum Bebauungsplan zu
entnehmen.

Innerhalb der Fläche A 4 ist ein 3,5 m breiter Leitungskorridor für die Entsorgungsträger von einer
Bepflanzung freizuhalten. Der Korridor ist im Rahmen der Realisierung der Bepflanzung mit dem
Entsorgungsträger abzustimmen. Sofern ein Fuß- und Radweg angelegt wird (s.a. Text. Festsetzung Nr. 11),
ist dieser innerhalb dieses Korridors zu errichten.
(§ 9 (1) Nr. 15 i.V.m. Nr. 20 BauGB)

10. Die Fläche A 6 ist zu einem extensiven Grünland zu entwickeln.
(§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

11. Innerhalb der Flächen A 1 bis A 6 ist die Anlage von Fuß- und Radwegen sowie notwendiger
Unterhaltungswege zulässig.

12a. Auf den privaten Stellplatzflächen ist anteilig je angefangene 4 Lkw-Stellplätze bzw. je 6 Pkw-Stellplätze ein
großkroniger standortgerechter Laubbaum zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die Bäume
sind in offenen Pflanzbeeten von mindestens 10 m² zu pflanzen.

Pflanzqualität:
Mehrfach (mind. 3x) verpflanzte Solitärhochstämme aus extra weitem Stand mit durchgehendem Leittrieb,
Drahtballierung mit Stammumfang > 18 cm.
(§ 9 (1) Nr. 25 BauGB)

b. Sämtliche Gewerbegrundstücke sind entlang der Erschließungsstraßen in einer Tiefe von 3,0 m als
Grünfläche anzulegen. Notwendige Grundstückszufahrten und -abfahrten in den erforderlichen Mindestmaßen
sind zulässig.
(§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

13. Im Verlauf der Planstraße C sind im Bereich der Parkstreifen beidseitig ca. alle 20 m ein großkroniger,
standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Die genauen Standorte sind im Rahmen der Detailplanung auf die
örtliche Situation (Grundstückszufahrten, Stellplätze im Straßenraum, etc.) abzustimmen.

Pflanzqualität:
Mehrfach (mind. 4x) verpflanzte Solitärhochstämme aus extra weitem Stand mit durchgehendem Leittrieb,
Drahtballierung mit Stammumfang > 25 cm.
(§ 9 (1) Nr. 25 BauGB)

14. Versorgungsleitungen für Strom, Straßenbeleuchtung, Telekommunikation etc. sind als erdverlegte Kabel
herzustellen. Freileitungen sind nicht zulässig.
(§ 9 (1) Nr. 13 BauGB)

15a. Die im Plangebiet festgesetzten Ausgleichsflächen A 1 - A 6 werden entsprechend der nachfolgenden Tabelle
den einzelnen Bebauungsplänen zugeordnet. In Zeile 7 erfolgt die Unterteilung und anschließende Zuordnung
der jeweils durch die Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen bzw. durch die Bebauung der
Baugrundstücken verursachten Eingriffe in die Natur und das Landschaftsbild.

Die Ausgleichsmaßnahmen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Bau- oder der
Erschließungsmaßnahmen bzw. in der darauf folgenden Pflanzperiode durchzuführen.

b. Die Verteilung der Kosten für die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen erfolgt nach den Maßstäben der
„Satzung der Stadt Hildesheim zur Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen nach § 135 a - c BauGB".
(§ 9 (1a) BauGB i.V.m. § 135 a (2) BauGB)

" Nordöstlich des Landeplatzes "
Der Bebauungsplan HN/DR 293 wird, soweit er vom
Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplans 
HN/DR 292 überdeckt wird, aufgehoben.

und Örtliche Bauvorschrift

Örtliche Bauvorschriften
1.  Im Gewerbegebiet sind Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung zulässig.

(§ 84 (3) Nr. 2 NBauO)

2.  Werbeanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass eine Blendwirkung des Verkehrs ausgeschlossen  ist.
(§ 84 (3) Nr. 2 NBauO)

3.  Freistehende Werbeanlagen müssen einen Abstand von mindestens 3 m zu öffentlichen Flächen einhalten und
dürfen eine Höhe von 6 m nicht überschreiten. Die Ansichtsfläche solcher Werbeanlagen darf maximal 8 m²
groß sein.
(§ 84 (3) Nr. 2 NBauO)

4.  Werbeanlagen über Traufhöhe oder Attika sind nicht zulässig. Unzulässig sind Werbeanlagen mit wechseln-
dem oder bewegtem Licht. Innerhalb der Pflanzgebotsflächen dürfen Werbeanlagen nicht aufgestellt werden.
(§ 84 (3) Nr. 2 NBauO)

5. Ordnungswidrig handelt gem. § 80 Abs. 3 NBauO, wer vorsätzlich oder fahrlässig den örtlichen Bauvor-
schriften zuwider handelt. Als Tatbestand gilt die Nichteinhaltung der Vorschriften über Werbeanlagen Ziff. 1-4.
Solche Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet
werden.

Rechtsgrundlagen

Hinweise
Grünordnungsplan und Baumschutz

Zu diesem Bebauungsplan wurde ein grünordnerischer Fachbeitrag erarbeitet. Die im Bebauungsplan
festgesetzten Grünflächen, Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und
Landschaft werden durch den grünordnerischen Fachbeitrag konkretisiert.

Altlasten

Schädliche Bodenveränderungen sind mit Ausnahme der Altablagerung Nr. 5 zurzeit nicht bekannt,
können jedoch für Teilbereiche aufgrund der früheren Nutzung nicht abschließend ausgeschlossen
werden. Bei Auffälligkeiten im Rahmen von Bautätigkeiten ist daher die Untere Bodenschutzbehörde der
Stadt Hildesheim zu beteiligen. Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gibt es mehrere
Grundwassermessstellen. Diese sind zu erhalten.

Kampfmittelräumung

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass in Teilbereichen des Plangebietes noch Bombenblindgänger,
Munition bzw. Munitionsreste vorzufinden sind. Vor Beginn jeglicher Baumaßnahme ist daher die
Gefahrenabwehrbehörde der Stadt Hildesheim zu beteiligen.

Artenschutz

Gehölze dürfen nur außerhalb des Zeitraumes vom 1. März bis 30. September beseitigt werden. Müssen
Gehölze beseitigt werden, so ist zu prüfen, ob sie als Brutplatz einheimischer Vogelarten dienen. Wenn
dies der Fall ist, muss die Rodung auf einen Zeitraum verschoben werden, in dem eine Störung
weitgehend ausgeschlossen ist. Weiterhin ist vor Beginn der Baumaßnahmen zu prüfen, ob im
betreffenden Gebiet Bauten des streng geschützten Feldhamsters vorhanden sind. Sollte dies der Fall
sein, so muss eine Umsiedlung der Tiere erfolgen.

Archäologie

In einem Teilbereich des Planunggebiets ist eine archäologische Fundstelle bekannt:
Dabei handelt es sich um ein Kulturdenkmal im Sinne von § 3 Abs. 4 NDSchG. Eine Bebauung dieser
Teilfläche ist nur möglich, wenn sichergestellt wird, dass die archäologischen Funde und Befunde im Vor-
feld sach- und fachgerecht dokumentiert und geborgen werden. Die Kosten trägt gem. § 3 NDSchG der
Veranlasser der Zerstörung.

Brandschutz

Mit dem Trinkwassernetz kann nur eine begrenzte Löschwassermenge bereitgestellt werden. Zur
Sicherstellung der Brandschutzvorsorge ist der Bau von unterirdischen Löschwasserbehältern
vorgesehen. Diese sind in den Baugebieten gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig.

2. Änderung und Teilaufhebung

Maßstab  1:  2.000

Geplanter Straßenquerschnitt                        M. 1: 250 

Für diesen Bebauungsplan gelten:
-  das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I. S. 2414), zuletzt geändert 
   durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548)

-  die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -BauNVO-)
   in der Fassung vom 23.Januar 1990 (BGBI. I. S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 

-  die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung vom 03. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46)
-  das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 
   (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBl. Nr.32/2012 S.589)

   vom 11. Juni  2013 (BGBl. I S. 1548)

Geltungsbereich                                          M. 1: 2000 


